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Die Bundesvertretung der Medizinstudierenden in Deutschland e.V. (bvmd) nimmt 
mit Entrüstung die “Verordnung zur Abweichung von der Approbationsordnung für 
Ärzte bei einer epidemischen Lage von nationaler Tragweite” zur Kenntnis. Die 
bvmd hat ihren Standpunkt zur geplanten Verordnung in den letzten Tagen 
mehrfach verdeutlicht und Alternativkonzepte vorgelegt. Diese fanden durch die 
Petition “Faire Bedingungen für Praktisches Jahr und Staatsexamina im 
Medizinstudium in der COVID-19-Pandemie!” der bvmd vom 26.03.2020 
Nachdruck, welche vier Tage nach Eröffnung über 100.000 Unterstützer_innen 
zählt. Die bvmd erkennt das partielle Entgegenkommen des Bundesministeriums 
für Gesundheit (BMG) an, kritisiert aber die teils negativen Regelungen. Vor allem 
der geänderte zweite Abschnitt der ärztlichen Prüfung (M2) und das 
darauffolgende vorgezogene Praktische Jahr (PJ) gehen mit deutlichen Nachteilen 
für die betroffenen Medizinstudierende einher. Die Verordnung bedeutet 
insgesamt eine erhebliche Gefährdung der mentalen Gesundheit dieser 
Studierenden und einen klaren Einschnitt in die Qualität der medizinischen 
Ausbildung. 

Die bvmd möchte nochmals die große Hilfsbereitschaft und Solidarität der 
Studierenden betonen. Zehntausende haben sich in den vergangenen Tagen 
gemeldet, um die medizinische Versorgung zu unterstützen. In diesem 
Zusammenhang befürwortet die bvmd jegliche Regelungen, die dazu führen, dass 
dieser Einsatz vereinfacht wird, wie beispielsweise die angepassten Regelungen 
für Krankenpflegepraktika und Famulaturen. “Wir freuen uns, dass viele 
Forderungen der bvmd im Wortlaut Einzug in die Verordnung gefunden haben. 
Dies zeigt, dass die Stimme der Medizinstudierenden Gehör findet”, so Tim 
Schwarz, Vizepräsident der bvmd. “Jedoch kritisieren wir Beschlüsse, wie die 
Wiedereinführung des Hammerexamens, sowie die weitreichende Einschränkung 
der PJ-Mobilität durch eine fehlende bundeseinheitliche Lösung für das M2. Diese 
stellen schwerwiegende  Eingriffe in den Ablauf und die Studienplanung der 
Studierenden dar und bürden diesen eine hohe zusätzliche psychische Last auf, 
ohne jeglichen Mehrwert bezüglich der Einbindung der Studierenden in die 
Gesundheitsersorgung zu ermöglichen.” 

Die Entscheidungskompetenz über den Zeitpunkt des zweiten Staatsexamens 
wurde mit der Verordnung an die Länder abgetreten. Diese können nach eigenem 
Ermessen das reguläre Staatsexamen im April durchführen oder sich für das 
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vielfach kritisierte Hammerexamen am Ende des Praktischen Jahres entscheiden. 
“Die Studierenden hängen also weiterhin in der Luft und haben keinerlei Sicherheit 
über ihre mittelfristigen Zukunftspläne” kritisiert Philip Plättner, Bundeskoordinator 
für Gesundheitspolitik der bvmd. “Die Medizinstudierenden werden hier im 
Kompetenzgerangel von Bund und Ländern zerrieben, kurz bevor das Praktisches 
Jahr mit einer unvorhersehbarer Versorgungssituation und kaum stattfindender 
Lehre starten sollen.” Die bvmd fordert die Entscheidungsträger_innen der Länder 
auf bis spätestens 1. April eine Entscheidung für ihre Studierenden zu treffen. 
“Sollte die Entscheidung zugunsten des Stattfindens des M2 im April ausfallen, 
appellieren wir an die zuständigen Stellen, den Studierenden im Hinblick auf die 
erschwerte Lernsituation mit wochenlanger Unsicherheit, geschlossenen 
Bibliotheken und hoher psychischer Belastung einen möglichst einfachen und 
folgenlosen Prüfungsrücktritt zu gewähren”, so Plättner. 

Zwar wurde die Anregung der bvmd im Falle der Wiedereinführung des 
Hammerexamens das PJ zu verkürzen, um den Studierenden eine längere Lernzeit 
zu gewähren, berücksichtigt, jedoch schmälert dies nur marginal die Nachteile 
eines Hammerexamens. So sieht die Verordnung eine gesicherte Lernzeit von 42 
Tagen vor. Diese ist im Vergleich zu den 100 Tagen, die hinlänglich als Richtwert 
gelten, schlichtweg zu knapp bemessen.  

Des Weiteren kritisiert die bvmd den entstehenden Flickenteppich aus 
unterschiedlichen Regelungen, der nun durch die Entscheidungskompetenz der 
Länder entsteht. Dies führt dazu, dass PJ-Kohorten in den unterschiedlichen 
Bundesländern zu verschiedenen Zeitpunkten starten werden und erschwert 
ungemein die innerdeutsche Mobilität im Praktischen Jahr, mit der viele 
Studierende fest gerechnet und ihr PJ dementsprechend schon geplant haben. 

Die bvmd vermerkt positiv, dass sich viele Forderungen dieser in der Verordnung 
wiederfinden So begrüßt die bvmd, dass COVID-19-bedingte Fehlzeiten im PJ nicht 
angerechnet werden und eine Härtefallregelung vorgesehen ist, welche 
besonderen Umständen Rechnung tragen kann. Des Weiteren werden, wie von 
der bvmd gefordert, auch Famulaturen anerkannt, sollten diese durch die 
Aufhebung der nationalen epidemischen Lage vorzeitig beendete werden.  

Gerade in Bezug auf das dritte Staatsexamen (M3) heißt die bvmd es gut, dass ihr 
Vorschlag zur Verkürzung des M3 auf einen Tag und die Möglichkeit des Einsatzes 
von Simulationspatient_innen und anderer digitaler Medien angenommen wurde. 
Dies verbessert die Durchführbarkeit des M3 und bringt damit Planungs- und 
Rechtssicherheit für diese Kohorte an Studierenden.  

Darüber hinaus begrüßt die bvmd ausdrücklich die im Begründungstext formulierte 
Forderung des BMG an die Krankenhäuser den Studierenden im Praktischen Jahr 
als Würdigung ihrer Tätigkeiten eine Aufwandsentschädigung zu zahlen. Nun sind 
die Kliniken gefordert dem nachzukommen. 
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Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne unter pr@bvmd.de zur 
Verfügung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Tim Schwarz      Martin Gavrysh 

Vizepräsident (Presse- und    Vizepräsident (Externes) 

Öffentlichkeitsarbeit) 

 

Philip Plättner      Tobias Löffler 

Bundeskoordinator für     Bundeskoordinator für 

Gesundheitspolitik     Medizinische Ausbildung 


